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			Mahnung und Protest

			Treffen der Opposition am Gedenktag an die Diktatur
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			Tausende fanden sich am 24. März auf der Plaza de Mayo ein. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Zehntausende Menschen haben am Sonnabend auf der Plaza de Mayo in Buenos Aires des Militärputsches vor genau 42 Jahren gedacht. Wichtigstes aktuelles Anliegen der Teilnehmer war die Forderung, den verurteilten Schergen der Diktatur keine Hafterleichterungen zu gewähren. Erst vor wenigen Wochen hatte die - inzwischen rückgängig gemachte - Umwandlung der Haftstrafe in Hausarrest für den einstigen Polizeichef der Provinz Buenos Aires, Miguel Etchecolatz, für Empörung gesorgt. 

			Kurz vor der Gedenkveranstaltung war zudem in hiesigen Medien berichtet worden, dass Ex-Offizier Alfredo Astiz seine Haftstrafe in den eigenen vier Wänden absitzen dürfe. Der als „Blonder Todesengel“ bekannt gewordene Ex-Marinemann wurde wegen Verschleppung und Folter verurteilt. Er leidet derzeit aber an einer Krebserkrankung, weshalb Hafterleichterungen geprüft werden.

			Das Gedenken war organisatorisch zweigeteilt: Zunächst hatten die Mütter und Großmütter der Plaza de Mayo („Madres“, „Abuelas“) auf den Platz vor dem Präsidentenpalast geladen. Vor allem zahlreiche Anhänger der einstigen Kirchner-Regierung folgten diesem Aufruf. Später am Nachmittag zogen die Linksfront und die Partei der Sozialistischen Arbeiter (PTS) in Richtung Plaza.

			Auf beiden Veranstaltungen mischte sich das Gedenken an die Opfer des Staatsterrorismus von 1976 bis 1983 mit kritischen Tönen gegen die aktuelle Regierung von Präsident Macri. So stand die erste Kundgebung unter dem Motto „Gegen Sozialkürzungen, Repression und Straffreiheit. Für eine Demokratie ohne politische Gefangene.“ Wiederholt wurden Schmähgesänge gegen den Staatschef angestimmt, die verbal unter die Gürtellinie gingen.

			Hauptrednerin war Estela de Carlotto. Die Vorsitzende der „Abuelas“ forderte, Menschenrechtsfragen wieder zur Staatspolitik zu machen. Dies hätten Néstor und Cristina Kirchner vorgemacht. Anschließend lasen verschiedene Personen auf dem Podium eine Deklaration vor, bei der unter anderem die Freilassung der Sozialaktivistin Milagro Sala gefordert wurde, die sich in Hausarrest befindet. 

			Macri wurde vorgeworfen, argentinische Interessen im Südatlantik zu verraten. Die Petition betonte stattdessen den argentinischen Anspruch auf die britisch verwalteten Malwinen-Inseln, wegen derer die Militärdiktatur 1982 einen Krieg mit Großbritannien provozierte.

			Unter den Teilnehmern der Kundgebung befanden sich mit dem einstigen Staatssekretär Carlos Zannini und dem Sozialaktivisten Luis D‘Elia zwei prominente Parteigänger des Kirchner-Lagers, die am selben Tag aus der U-Haft entlassen wurden und fast ohne Umwege den Weg vom Gefängnis in Ezeiza auf die Plaza de Mayo fanden. Dort wurden sie mit Jubel empfangen.

			Bei der anschließenden Kundgebung der linksgerichteten, aber Kirchner-kritischen Gruppen wurde lautstark der Rücktritt von Patricia Bullrich gefordert. Der Sicherheitsministerin werden repressive Polizeieinsätze vorgeworfen. An der Veranstaltung nahmen die Angehörigen von Santiago Maldonado teil - des Indio-Aktivisten, der im vorigen Jahr der bei einem Einsatz der Gendarmerie zuletzt lebend gesehen und später ertrunken im Río Chubut aufgefunden wurde.
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			Umsätze und Potenziale

			Deutsche Unternehmen blicken optimistisch auf 2018

			Von Milena Erlhof
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			Augusto Muench (M., Boehringer) und Roland Zey (L., Mercedes-Benz) im Gespräch. (Foto: AHK)

			Buenos Aires (AT) - Die deutschen Unternehmen mit einer Niederlassung in Argentinien erwarten in diesem Jahr steigende Umsätze und Rentabilität. Dies geht aus einer Umfrage hervor, die die Deutsch-Argentinische Handelskammer (AHK) in Kooperation mit EY, dem Weltmarktführer für Wirtschaftsprüfung und Beratung, in 50 führenden deutschen Unternehmen in Argentinien durchgeführt hat. Die Resultate der Befragung zu den Themen Investitionsklima und Finanzierung wurden vor wenigen Tagen bei der Veranstaltung „Argentina-Alemania Visión 2018“ vorgestellt.

			Den Erhebungen zufolge sehen die Firmen die Entwicklung ihrer Niederlassungen in Argentinien überwiegend positiv. 67 Prozent geben an, ihre Investitionen im Jahre 2018 deutlich erhöhen zu wollen. 89 Prozent der Unternehmen rechnen mit einem Umsatzanstieg und 61 Prozent mit einer Erhöhung der Rentabilität.

			Die Verantwortlichen der deutschen Unternehmen vor Ort hoben das Potenzial des argentinischen Marktes und die Wichtigkeit langfristigen Denkens hervor. So betonte Roland Zey, der Präsident von Mercedes Benz Argentina: „Argentinien ist wichtig für die internationale Autoindustrie, da fast alle führenden Unternehmen hier vertreten sind. Vor allem wenn wir die langfristige Entwicklung betrachten.“

			Gustavo Albrecht, Generaldirektor von Wintershall Energía, verwies auf das „enorme tief liegende Potenzial“ im bodenschatzreichen Neuquén. Die Energieindustrie wird als Sektor mit dem meisten Wachstumspotenzial angesehen, da Argentinien zurzeit noch Netto-Importeur von Energie ist.

			Als größte Herausforderungen des Jahres kristallisierten sich die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und der Infrastruktur sowie der Ausbau der argentinischen Exporte heraus. „Das Thema Wettbewerbsfähigkeit ist sehr wichtig. Es muss der zentrale Fokus für die nächsten Jahre sein“, erklärte Gastón Díaz Pérez, Präsident der Firma Bosch in der Region südliches Lateinamerika.

			Hoffnungen setzen die Unternehmer mit Hinblick auf die Infrastruktur in das neue Gesetz über öffentlich-private Zusammenarbeit (PPP), das Investitionen privater Unternehmen in die Infrastruktur ermöglicht.

			Zum Abschluss der Gespräche zog Moderator Flavio Canilla die Bilanz, es gebe doch insgesamt „deutlich mehr Licht als Schatten und viel positives Denken“.

			Für Aufbruchsstimmung dürfte auch die Ernennung von Guillermo Brinkmann zum neuen Präsidenten der AHK gesorgt haben. Der SAP-Manager löste Gustavo Albrecht ab, der das Amt nach dem Ausscheiden Pablo Di Sis (Volkswagen) im November vorigen Jahres kommissarisch übernommen hatte.
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			Die Woche in Argentinien

			Milliarden mit Drogen

			Dass es im Drogenhandel um gigantische Summen geht, ist landläufig bekannt. Nun dokumentiert eine Analyse des Sicherheitsministeriums das Ausmaß: Gut 22 Milliarden Pesos werden im Jahresdurchschnitt im illegalen Handel mit Marihuana (16 Milliarden) und Kokain (6 Milliarden) bewegt. Zieht man davon den Wert der Drogen ab, die von der Polizei beschlagnahmt werden, bleibt immer noch ein illegaler Gewinn von 12 Milliarden Pesos. Das ist in etwa so viel, wie das staatliche Erdölunternehmen YPF im Jahr erwirtschaftet. Der Marihuana-Konsum in Argentinien ist beträchtlich. Das staatliche Sekretariat für Drogenbekämpfung (Sedronar) nimmt an, dass von den knapp 19 Millionen Argentiniern zwischen zwölf und 65 Jahren rund eine Million mindestens einmal pro Monat Marihuana konsumiert. Beim Kokain sind dies 132.000 Personen. Doch die Regierung kann Erfolge vorweisen im Kampf gegen den Drogenhandel: Zwischen 2016 und 2017 stellte die Bundespolizei fast 255 Tonnen Marihuana und 17 Tonnen Kokain sicher. Dies entspreche 40 bzw. 35 Prozent der im Land zirkulierenden Mengen dieser beiden Rauschmittel, so die Analyse.

			Demo gegen Abtreibung

			Die Debatte um die Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs ist derzeit in vollem Gang. Anfang dieses Monats reichten Befürworter eine entsprechende Gesetzesinitiative in der Deputiertenkammer ein. Nun regte sich konservativer Widerstand gegen das Vorhaben: So folgten am Sonntag mehrere Tausend Menschen einem Aufruf der Nicht-Regierungsorganisation „Unidad Provida“ (Einheit Pro-Leben) und demonstrierten in Buenos Aires vor dem Museum der Schönen Künste für den Schutz des ungeborenen Lebens. „Ja zum Leben, nein zur Abtreibung“, war das Motto der Versammlung, zu der nach Polizeiangaben zwischen 20.000 und 30.000 Menschen erschienen. Unter den Teilnehmern befanden sich viele katholische Priester. In sozialen Netzen solidarisierten sich 70 Bischöfe mit der Aktion am Palmsonntag.

			Dekret verfassungswidrig

			Rückschlag für die Nationalregierung: Das Bundesverwaltungsgericht entschied vor wenigen Tagen, dass das umstrittene Dekret von Präsident Mauricio Macri zur schnelleren Abschiebung krimineller Ausländer verfassungswidrig sei. Die Richter kippten per Mehrheitsbeschluss eine gegenteilige Entscheidung der Vorinstanz. Die Juristen des Berufungsgerichts vertraten dabei die Meinung, dass Macris Maßnahme gegen die Menschenrechte von Migranten verstoße. Auch dem Argument der Regierung, man habe aufgrund eines Sicherheitsnotstandes per Dekret handeln müssen, wollten die Richter nicht folgen. Ihrer Meinung nach habe die Regierung so unzulässigerweise das normale Gesetzgebungsverfahren im Kongress umgehen wollen. Gegen das Dekret, das Macri im Januar 2017 erließ, hatten mehrere Menschenrechtsgruppen Klage eingereicht.

			49 Delfine verendet 

			An einem Strand in der Nähe von Puerto Madryn sind 49 Delfine verendet. Insgesamt waren Medienberichten zufolge 61 Tiere gestrandet, örtliche Wildhüter konnten am Sonntag aber zwölf Delfine wieder ins Meer zurückbringen. Die Ursache für das Verhalten der Delfine sei unklar, zitierte die Agentur Télam einen Experten. Es sei möglich, dass die Tiere desorientiert gewesen seien oder auf der Flucht vor Killerwalen. Es handelte sich um den ersten solchen Vorfall in der Region, sagte ein Mitarbeiter der Wissenschaftsbehörde Conicet der Zeitung „La Nación“. Man wolle die Delfine untersuchen und die genaue Todesursache feststellen. 

			Ende der Zwei-Pesos-Scheine

			Der Zwei-Pesos-Schein wird bald nur noch Sammlerwert haben. Nach einem Beschluss der Zentralbank soll die wertmäßig geringste argentinische Banknote bis zum 27. April aus dem Zahlungsverkehr gezogen sein. Bis dann haben die Bürger noch Zeit, die Scheine entweder umzutauschen in Münzen oder sie auf ein Bankkonto einzuzahlen. Die landesweit rund 5000 öffentlichen und privaten Bankfilialen sind bis dahin zur Annahme verpflichtet. Die Entscheidung trägt der Inflation Rechnung. So hat der Zwei-Pesos-Schein seit seiner Einführung 1992 rund 3490 Prozent an Wert eingebüßt. Mit anderen Worten: Zwei Pesos von damals entsprechen 70 Pesos von heute. Die Scheine, auf denen der Kopf des einstigen Präsidenten Bartolomé Mitre (1821 bis 1906) abgebildet ist, waren zudem oftmals in einem schlechten, abgegriffenen Zustand. Zu den Maßnahmen, mit denen die Nationalregierung die Währung an die Inflation anpassen will, zählte auch die Einführung eines 1000-Pesos-Scheins im Dezember vorigen Jahres. Die Banknote ist in Gelb- und Orangetönen gehalten und zeigt einen Töpfervogel. (AT/mc/dpa)
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			Die gestohlene Dollarmilliarde

			Von Juan E. Alemann

			Die Firma Oil Combustibles, von Cristóbal López und Fabián da Souza, hat die Steuer auf Benzin und Dieselöl, die sie für Rechnung des Staates, konkret der AFIP, kassiert und binnen zwei Wochen an diese abführen muss, jahrelang systematisch einbehalten, womit sich schließlich ein Betrag von acht Milliarden Pesos anhäufte, der zum damaligen Wechselkurs rund eine Milliarde Dollar darstellte. Die AFIP erteilte dabei der Firma Oil die Möglichkeit, den Betrag in Raten zu zahlen, die Oil auch nicht zahlte, wobei die säumige Schuld dann in ein neues Ratenzahlungssystem aufgenommen wurde. 

			Cristóbal López musste genau wissen, dass die Einbehaltung dieser Steuer nicht zulässig war. Ricardo Echegaray, der Oil die Möglichkeit gegeben hat, in Raten zu zahlen, musste es noch besser wissen, nachdem bei einem so bedeutenden Betrag die AFIP-Anwälte bestimmt ein Gutachten abgegeben haben, das sich an das Gesetz hält und die Möglichkeit der Ratenzahlung ausschließt. Warum hat Etchegaray dann zugelassen, dass Cristóbal López die Brennstoffsteuer einbehält?

			Die Erklärung ist einfach: Die damalige Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat es ihm befohlen. Wenn bei den Kirchners ein Befehl nicht strikt befolgt wurde, wurde der betreffende Beamte sofort rausgeschmissen. Zentralbankpräsident Martín Redrado widersetzte sich seinerzeit der direkten Verwendung der Zentralbankreserven durch das Schatzamt, weil dies im Gesetz nicht vorgesehen ist, und wurde daraufhin sofort entlassen. Etchegaray wollte offensichtlich seinen Posten behalten, den er ohnehin nur wegen seiner engen Beziehungen zu Néstor Kirchner erhalten hatte.

			Doch jetzt muss Etchegaray sehen, wie er sich aus der Schlinge zieht. In der öffentlichen Verwaltung ist der, der unterschreibt, verantwortlich. Mündliche Befehle haben keinen Wert. Gehorsamspflicht gibt es dabei nicht, und noch weniger, nachdem sie Néstor Kirchner auch bei den Militärs abgeschafft hat. Und wenn ein Richter die Fachbeamten der AFIP fragt und diese nachweisen, dass sie Etchegaray ein Gutachten übergeben haben, in dem sie die Möglichkeit der Ratenzahlung der Brennstoffsteuer ausschließen, dann trägt Etchegaray die volle Verantwortung dafür. Ihm droht Haftstrafe, wie es bei einem so hohen Betrag kaum anders sein kann. 

			Was ist mit der gestohlenen Milliarde Dollar geschehen? Bekannt ist, dass 50 Millionen Dollar für den Kauf des Fernsehkanals C5N, des Rundfunksender 10 und anderer Sender an Daniel Haddad bezahlt wurden. Das war gewiss nicht als Geschäft gedacht, sondern um Cristina einen Gefallen zu tun, und diese Medien für Regierungspropaganda einzusetzen. Dann kaufte López noch viele andere Unternehmen. Und wenn sich jetzt Buchprüfer die Mühe nehmen, die Verwendung der Milliarde genau zu untersuchen, dürften sie feststellen, dass ein Betrag fehlt. Cristina pflegte bei diesen krummen Geschäften stets für ihre Tasche zu sorgen. Ob sich dies nachweisen lässt, sei dahingestellt.

			Theoretisch müssten jetzt Cristóbal López und sein Partner Fabián de Souza, Ricardo Echegaray und auch Cristina Kirchner die Verantwortung für diesen Megadiebstahl tragen. Und jetzt sind noch die der Richter Jorge Ballestero und Eduardo Farah hinzugekommen, die den Fall als Steuerhinterziehung eingestuft haben, was er nicht war. Denn man kann Steuern hinterziehen, die man hätte bezahlen müssen, aber wenn es sich um einem Betrag handelt, der einem anderen gehört, in diesem Fall dem Bundesstaat, dann handelt es sich um einen schlichten Diebstahl. Es wird den Richtern schwer fallen, ihr Urteil gegenüber dem Obersten Gerichtshof und dem Richterrat zu begründen, umso mehr als eine höhere Instanz der Justiz den Fall schon richtig eingestuft hatte.
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			Im Blickfeld: Mitten im Kalten Krieg

			Von Stefan Kuhn

			Es ist wieder soweit. Die Welt ist im Kalten Krieg. Das mag übertrieben klingen, aber so frostig wie die Beziehungen zwischen Ost und West derzeit sind, waren sie seit Anfang der 1980er-Jahre nicht mehr. Militärexperten halten die Gefahr, dass es zu Kriegshandlungen zwischen der Nato und Russland kommt, für so groß wie seit damals nicht mehr.

			Die Hauptschuld an dieser Situation trägt natürlich Russland, dessen Präsident bzw. Ministerpräsident Wladimir Putin in den letzten zwei Jahrzehnten wenig zur Deeskalation beigetragen hat. Im Gegenteil: Putin nutzt die Konfrontation mit dem Westen zum Machterhalt. Zu Beginn seiner dritten Amtszeit (2012-2018) als Präsident hatte es wiederholt Massenproteste gegen ihn gegeben. Das änderte sich nach der Annektierung der ukrainischen Krimhalbinsel 2014. Es gibt in Russland wenige, die die Aufnahme der vorwiegend von Russen bewohnten Krim in die Russische Föderation kritisieren, obwohl sie völkerrechtswidrig war.

			Dem Westen wird von Putin-Verstehern häufig vorgeworfen, dass er Russland gedemütigt hat. Das ist nur bedingt richtig. Im Fall der Ukraine hat Russland bei einem geplanten Assoziierungsabkommen des Landes mit der Europäischen Union zunächst Zustimmung signalisiert, dann aber den ukrainischen Präsidenten Viktor Janukowitsch dazu gebracht, das Vertragswerk abzulehnen. Die Folgen sind bekannt: Die Westukrainer zwangen die Regierung Janukowitsch zum Rücktritt, die Krim wurde russisch, und im Osten des Landes herrscht seit vier Jahren Bürgerkrieg. Mag sein, dass Putin sich verschätzt hat. Wahrscheinlicher ist allerdings, dass er genau dies geplant hat.

			Die EU hat die Lage in jeder Hinsicht falsch eingeschätzt. Zum einen war die Ukraine schon bald nach der Unabhängigkeit 1991 ein gespaltenes Land. Der Westen tendierte zu Europa, der Osten zu Russland. Die Ergebnisse der Präsidentschaftswahlen spiegeln das wider. Egal wer gewann, im Osten erreichte der russlandfreundliche Kandidat Mehrheiten von teilweise über 90 Prozent. Sein Gegner dominierte im Westen. Dass dies für politischen Sprengstoff sorgen würde, war eigentlich offensichtlich. Geht man davon aus, dass Brüssel Putins anfängliches Wohlwollen gegenüber dem Assoziierungsabkommen ernst genommen hat, war das eine noch größere Fehleinschätzung.

			Als große Demütigung wird in Moskau die Reduzierung Russlands zu einer „Mittelmacht“ aufgefasst. Diese Einordnung prägte die Amtszeit des US-Präsidenten Barack Obama. Für eine Nation, die zu Sowjetzeiten neben den USA als zweite Supermacht gegolten hatte, ist das eine gewaltige Demütigung. Vor allem aber eine gefährliche. Sie leistet dem Nationalismus in Russland Vorschub. Sieht man sich das Ergebnis der vergangenen Präsidentschaftswahlen an, wird das deutlich. Die nationalistischen Kandidaten Putin, Pawel Grudinin (KP) und Wladimir Schirinowski (rechtsextrem) belegen die Plätze eins bis drei und kommen zusammen auf fast 95 Prozent der Stimmen. Bei den Wahlen von 2012 war dies ähnlich.

			Dass das Verhältnis zwischen Russland und dem Westen nun einen vorläufigen Tiefpunkt erreicht hat, liegt an dem Giftanschlag auf den früheren Doppelagenten Sergej Skripal und dessen Tochter Julia in Großbritannien. Dabei soll ein Nervengift verwendet worden sein, das in Russland hergestellt wurde. Skripal und seine Tochter ringen mit dem Tod. Dem Gift waren mehr als 100 Menschen ausgesetzt. Die britische Regierung macht Moskau für den Anschlag verantwortlich, es ist nicht der erste auf russische Exilanten im Vereinigten Königreich. Mehrere westliche Staaten haben sich solidarisiert und bisher rund 150 russische Diplomaten ausgewiesen.

			Die Reaktion wird nicht nur in Moskau kritisiert, sondern auch im Westen. Mehrere EU-Staaten, darunter Österreich und Griechenland haben keine Diplomaten ausgewiesen. Mit Recht, denn es gibt keine offiziellen Beweise, sondern nur Hinweise auf eine Verwicklung des Kreml. Daneben gibt es auch berechtigte Zweifel an einer direkten Beteiligung der russischen Führung. Warum sollte Putin einen ehemaligen Doppelagenten, der 2006 verurteilt wurde und 2010 bei einem Gefangenenaustausch frei kam, nach acht Jahren im britischen Exil ermorden lassen? Falls doch, warum wurde ein hochtoxischer chemischer Kampfstoff verwendet, der auch viele andere Opfer hätte fordern können? Befremdlich ist auch, dass man auf einen bloßen Verdacht hin den vermeintlichen Täter schon bestraft.

			Es gibt Stimmen von links bis rechts, die eine grundsätzliche Neuorientierung in der Russlandpolitik fordern. Es herrscht Kalter Krieg, deshalb ist Entspannung nötig. Mit Konfrontation kann man das System Putin nicht ändern. Man macht es stärker. Im Übrigen profitiert der Westen auch von stabilen Verhältnissen in Russland. Kaum jemand wünscht sich die Jelzin-Jahre zurück. Damals herrschte in der Nuklearmacht Russland das Chaos, die Kommunisten waren nahe dran, wieder an die Macht zu kommen. Sollte Putin sich weigern, gibt es da ein wirksameres Druckmittel als halbherzige Sanktionen und Diplomatenverschieberei. In Großbritannien liegt ein Milliardenvermögen russischer Oligarchen. Geht man denen an den Geldbeutel, kommt auch Putin ins Schwitzen.
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			Randglossen

			Während die beiden Regierungsparteien, genannt „Cambiemos“ („Verändern wir“) und PRO ohne die üblichen Streitereien argentinischer politischer Parteien regieren, befindet sich die Oppositionspartei, genannt „Partido Justicialista“ (PJ), in einer tiefen Krise. Als ihr informeller Sprecher gilt der Senator für die Provinz Rio Negro, Miguel Angel Pichetto, der einen gemäßigten Kurs verfolgt. Für die nächstjährigen Präsidentschaftswahlen wird sich Mauricio Macri für die Regierungskoalition stellen, wogegen die oppositionellen Justizialisten noch keinen Kandidaten haben. Expräsidentin Cristina Kirchner hat eine eigenen Partei gegründet, die den politisch unverständlichen Namen „Unidad Ciudadana“ („Bürgerliche Einheit“) führt. Hiermit hat sie das peronistische Lager faktisch gespalten, in dem der Gouverneur für Salta, Juan Manuel Urtubey, sich als möglicher Kandidat profiliert. In den nächsten Monaten wird sich zeigen, ob das traditionelle Zweiparteiensystem sich wie früher auch in Argentinien durchsetzt.

			Das Mittel ist mehr als antiquiert. Westliche Regierungen weisen mehr als hundert russische Diplomaten aus, weil man Moskau für den Giftanschlag auf den früheren Doppelagenten Sergej Skripal und dessen Tochter bestrafen will. Russland reagiert und weist dieselbe Anzahl westlicher Diplomaten aus. Das Mittel hat heutzutage nur noch symbolische Bedeutung. Zu Sowjetzeiten hat das den russischen Diplomaten noch richtig weh getan. Sie mussten die kapitalistische Glitzerwelt verlassen und sich wieder in den sozialistischen Realismus einfinden. Für die ausgewiesenen Westler war es ein Art Beförderung. Heute ist es umgekehrt. Die Russen kehren in ihre kapitalistische Heimat zurück, die westlichen Diplomaten verlieren finanzielle Privilegien.

			Die Sache ist schon etwas vertrackt. Warum weisen die USA, Deutschland, Frankreich und andere Nationen russische Diplomaten aus, andere wie Österreich, Griechenland, die Slowakei oder Bulgarien nicht? Der Verdacht, dass London den „wichtigeren“ Ländern wirkliche Beweise vorgelegt hat, liegt nahe. Dass man etwa den Österreichern kein Geheimdienstmaterial zu Verfügung stellen würde, wäre nur zu verständlich. Der rechtspopulistische Regierungspartner FPÖ hat schließlich einen allzu guten Draht nach Moskau. Wahrscheinlicher ist allerdings, dass es gar keine Beweise gibt, und die Ausweisungsverweigerer Überzeugungstäter sind. Zum Teil, weil sie die Aktion für Blödsinn halten, zum Teil, weil sie Moskau mehr fürchten als London oder Brüssel.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 20,50, gegen $ 20,59 am Mittwoch der Vorwoche. Die ZB musste weiter Dollar verkaufen, um den Kurs zu halten. Am Montag waren es u$s 187 Mio., am Dienstag u$s 159 Mio. und im Laufe des Monats März insgesamt u$s 1,92 Mrd. Die ZB-Rserven lagen bei u$s 60,72 Mrd., gegen 61,61 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.2.17 bei $ 23,95, was einen Jahreszinssatz von 20,43% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag einen Rückgang von 1,77%, und liegt dabei um 3,89% über Ende Dezember 2017.

			***

			Die argentinischen Staatstitel haben sich allgemein in einer Woche zum Dinstag leicht erholt. Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt: Argentina 2019: -0,05%; Argentina 2021: +0,24%; Argentina 2026: +0,80%; Argentina 2046: +0,56%; Bonar 2024: +0,13%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Dienstag bei 18 Karat zu $ 505,71 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 493,48), und bei 24 Karat zu $ 807,42 ($ 787,94).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 23.3.18 um 29,44%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 27,19%.

			***

			Die gesamten Bankdepositn in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 23.3.18 um 32,07% auf $ 2,22 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos nahmen um 47,36% auf $ 1,49 Bio zu. Die Dollardepositen gingen in der gleichen Periode um 13,83% auf u$s 30,34 Mrd. zurück, während die Dollarkrdite um 55% auf u$s 16,03 Mrd. zunahmen.

			***

			Die ZB hat den Referenzzinssatz, der für kurzfristige Swapgeschäfte gilt, am Dienstag unverändert bei 27,25% belassen.

			***

			Die zuständigen Fachleute der Regierung rechnen für März 2018 mit einer Inflation, gemessen am Index der Konsumentenpreise, von über 2%. Das sei eine Folge der Abwertung und auch der Auswirkung der Dürre. Im 1. Quartal 2018 würde die Inflation dann 6,3% betragen. 

			***

			Ab 1. April 2018 wird der Gastarif für Haushalte um 30% bis 40% erhöht. Die Zunahme erfolgt im ganzen Land, ist aber bei den verschiedenen Gegenden unterschiedlich.

			***

			Der Generaldirektor der AFIP, Alberto Abad, verlässt wie angekündigt am 31. März sein Amt, und wurde am Dienstag von Präsident Mauricio Macri empfangen, der ihm seinen Dank für seine Tätigkeit aussprach. Abad wies beiläufig darauf hin, dass der gesamte Besitz von Cristóbal López verkauft werden müsse, um die Schuld gegenüber der AFIP zu bezahlen. Das bedeutet, dass der für den Vergleich zuständige Richter den Konkurs (quiebra) erklären muss. Rein juristisch besteht keine andere Möglichkeit, weil der Betrag der einbehaltenen Brennstoffsteuer (plus Zinsen und Bussen) nicht gestundet werden kann, weil er nicht dem Unternehmen Oil gehört, sondern von diesem für Rechnung der AFIP kassiert wurde. Die zahlreichen Unternehmen von C.López decken nicht entfernt die Schuld, die jetzt auf $ 17 Mrd. veranschlagt wird. Und der Zugriff auf das im Ausland versteckte Vermögen von C. López ist kaum möglich.

			***

			Der Anteil der Schwarzarbeit an der Beschäftigung lag im 4. Quartal 2017 bei 34,2%, gegen 33,6% ein Jahr zuvor, berichtet das INDEC. In der Bundeshauptstadt ist der Anteil der Schwarzarbeiter von 22,6% auf 21,8% gefallen, in Rosario von 34% auf 31,4% und in Mendoza von 36,8% auf 34,7%. Aber in der Umgebung der Bundeshauptstadt ist er von 36,4% auf 37,7% gestiegen, und in anderen Bezirken war die Zunahme noch höher. Im ganzen Land gibt es laut INDEC 4,7 Mio Schwarzarbeiter, denen die Regierung jetzt die Möglichkeit geben will, auf die legale Beschäftigung überzugehen, so dass sie auch Recht auf Pensionierung haben, gegen Arbeitsunfälle und -krankheiten versichert zu sein und eine Gesundheitsbetreuung zu genießen. Das entsprechende Gesetz soll unmittelbar im Kongress behandelt werden.

			***

			Der Umsatz der Supermärkte, die das INDEC erfasst (es sind nicht alle) lag im Januar mit $ 21,53 Mrd. um 17% über dem gleichen Vorjahresmonat, was bei Berücksichtigung der Inflation einen Rückgang von 3,1% ergibt, der zum Teil auf geringere verkaufte Mengen und zum anderen Teil auf Übergang auf billigere Produkte und Marken zurückzuführen ist. Dieses Phänomen taucht in letzter Zeit verstärkt auf: die Consulting-Firma Kantar Worldpanel hat ermittelt, dass 2017 die 10 Produktarten des massiven Konsums, deren Preise am meisten gestiegen sind, einen Mengenrückgang beim Umsatz von 18% aufweisen, während die 10 Produktarten, deren Preise am wenigsten gestiegen sind, eine mengenmäßige Umsatzzunahme von 30% aufwiesen. 

			**

			Der Umsatz der Shopping-Centers, die das INDEC erfasst, erreichte im Januar $ 3,66 Mrd., 21% über dem gleichen Vorjahresmonat, was (bei Abzug der Inflation) eine Mengenzunahme von 4% zum Ausdruck bringt. Hier hat sich auch der Umstand ausgewirkt, dass diese Geschäfte viele importierte Produkte verkaufen, die wegen des hinter der internen Inflation zurückgebliebenen Wechselkurses weniger im Preis in Pesos stiegen.

			***

			Anlässlich der Generalversammlung der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), die nach 20 Jahren wieder in Argentinien stattgefunden hat, erklärte der Präsident der Bank, Luis Alberto Moreno, die BID habe letztes Jahr Argentinien Kredite für u$s 2,3 Mrd. vergeben, fast doppelt so viel wie der vorangehende Rekord von u$s 1,3 Mrd. 2015 waren es nur u$s 750 Mio. gewesen. Für dieses Jahr werden Kredite dieser Institution in Höhe von u$s 2,35 Mrd. erwartet, die vornehmlich für Straßenbau, Wasserversorgung und Umweltsanierung bestimmt sein sollen. Unmittelbar wurde ein Abkommen zwischen Moreno und Finanzminister Caputo unterzeichnet, das Kredite für u$s 850 Mio. vorsieht. Das erste Projekt bezieht sich auf den Ausbau und die Verbesserung des Zugangs zur Anderüberquerung “Cristo Redentor”, für die u$s 200 Mio. bestimmt sind.

			***

			Mehrere lokale Privatbanken haben Obligationen auf dem lokalen Finanzmarkt ausgegeben, um mehr Mittel für die Kreditgewährung aufzutreiben. HSBC hat Titel für fast $ 5 Mrd. untergebracht, Banco Macro beabsichtigt, Obligationen für $ 800 Mio. unterzubringen, Mariva hat schon $ 300 Mio. untergebracht. Die Offerten überstiegen allgemein den angebotenen Betrag. Die Laufzeiten und Bedingungen sind unterschiedlich, halten sich jedoch an den Zinssatz, den die Banken für große Depositen zahlen, auf den ein Aufschlag gezahlt wird. 

			***

			Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat ermittelt, dass die wirtschaftliche Tätigkeit im 1. Bimester 2018 um 5,1% über dem Vorjahr lag. Im Februar 2018 waren es 12 Monate mit Zunahmen. Das Wachstum wurde vornehmlich durch einen Sprung von 8% bei der Industrie herbeigeführt.

			***

			Im Februar 2018 lag de Zahl der Käufe, die mit Kreditkarten vollzogen wurde, um 21,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, wobei der Gesamtwert der Käufe um 49,4% höher war. Die Käufe mit Zahlkarten (“tarjetas de débito”) lagen mengenmäßig um 19,5% und wertmäßig um 47,1% über dem Vorjahr. Die Politik des Handelssekretariates zur Förderung der Zahlung über Karten war erfolgreich.

			*** 

			Die Reform des Gesetzes über Versicherung von Arbeitsunfällen und –krankheiten wurde in letzter Zeit durch mehrere Gerichtsurteile bestätigt. Die ärztlichen Komissionen, die ein Gutachten abgeben müssen, und die Anwendung der Tabelle zur Bestimmung des Schadens, wurden in mehreren Urteilen als verfassungskonform erklärt. Die Reform gilt in der Bundeshauptstadt, den Provinzen Buenos Aires, Córdoba, Mendoza und einigen anderen, aber immer noch nicht in allen. Dort wo sie angewendet wird, hat die Zahl der Klagen drastisch abgenommen.

			***

			Das Arbeitsabkommen der Bauwirtschaft, das zwischen der Gewerkschaft UOCRA und dem Unternehmerverband der Bauunternehmen abgeschlossen wurde, sieht eine Lohnerhöhung von 15% vor, wobei im April 10% und im August zusätzlich 5% gezahlt werden. Hinzu kommt noch eine Zulage von 3%, als Ausgleich für die Inflation des Vorjahres. Somit ergibt sich eine Erhöhung von 18%. Im Dezember soll die Verhandlung wieder aufgenommen werden, sofern die Inflation diesen Prozentsatz übersteigt. Außer den Bauarbeitern, wurden Erhöhungen von 15% schon bei den Handelsangestellten, den Elektrizitätsarbeitern und dem Unternehmen AYSA (Wasserversorgung in Groß Buenos Aires) unterzeichnet, zu denen noch eine von 12% bei den Hauswarten hinzukommt. Auch kleinere Gewerkschaften schlossen mit 15% ab. Die Regierung hat sich dieses Jahr gegenüber den Gewerkschaften durchgesetzt.

			***

			Die Zahl der in Feuerland montierten Fernsehapparate erreichte im Februar 401.369 Einheiten, was einen Rekord der letzten 4 Jahre darstellt, berichtet das provinzielle Industrieministerium.

			***

			Nachdem die ausländischen Pharmaunternehmen schon einen Rabatt bei ihren Lieferungen an das Gesundheitsinstitut der Rentner, PAMI, gewährt hatten, haben jetzt auch die Firmen, die nicht von multinationalen Gruppen abhängen, einen Preisinachlass von 5% auf die Februarwerte ab 1. April bewilligt. Weitere Zunahmen sollen dann auf 70% der Inflation (Index der Konsumentenpreise) beschränkt werden. Bei Medikamenten stellt sich das Problem, das solche, die für den gleichen Zweck bestimmt sind, in ihrer Zusammensetzung nicht ganz gleich sind, und außerdem in Verpackungen mit unterschiedlichen Mengen von Pillen verkauft werden. Außerdem verschreiben die Ärzte meistens bestimmte Marken und nicht das generische Produkt, wie es das Gesetz vom Jahr 2002 vorschreibt, wobei die Apotheken dann auch keine analogen Produkte bieten, die eventuell billiger sind. 

			***

			Ab 1. Mai werden die privaten Banken auf Depositen von über $ 50.000 monatlich in Bargeld eine Gebühr von 0,6% bis 1% erheben. Die staatlichen Banken (Banco Nación, BAPRO, Banco Ciudad u.a.) werden diese Gebühr nicht einführen. Viele Banken erhalten zu viel Geldscheine, die ihnen die ZB auch nicht abnimmt, was ein Problem schafft. Die Maßnahme fördert indirekt auch den Übergang auf Zahlungen über Bankkonten (Scheck, Zahlkarten, Internetüberweisungen).

			***

			Die Erdölförderung lag im Januar 2018 um 3,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und die von Gas war um 0,7% höher. Doch im Januar 2017 lag die Erdölproduktion schon um 5,2% unter dem Vorjahr. YPF weist im Januar 2018 eine interannuelle Abnahme von 4% aus, während Pan American Energy eine Zunahme von 2,7% verzeichnet. Doch auch andere Unternehmen weisen Abnahmen auf: Pluspetrol mit -4,1$, Sinopec mit -10,5% und Tecpetrol mit -14%. Während die gesamte Abnahme ab Januar 2015 beim Erdöl ca. 10% betrug, stieg die Gasförderung in der gleichen Periode um 6,8%. 

			***

			Die argentinische Regierung hat den ersten Schritt zum Eintritt als Mitglied der asiatischen Infrastrukturbank unternommen, die von der chinesischen Regierung kontrolliert wird. Dabei besteht die Möglichkeit, langfristige Kredite zu einem Zinssatz von 3% zu erhalten. Vertreter der Bank suchten letzte Woche Präsident Macri auf. Der Eintritt in die Bank muss vom Kongress genehmigt werden. Brasilien, Bolivien, Peru, Ecuador und Venezuela, die schon Mitglieder sind, haben seit der Gründung der Bank im Jahr 2016 Kredite von insgesamt etwa u$s 5 Mrd. erhalten, die zum Teil schon ausgezahlt wurden.

			***

			Von der Strecke von 1.600 km der Belgrano-Eisenbahn (Stadt Buenos Aires bis Jujuy) wurden bisher nur 400 km erneuert. Die Regierung besteht darauf, dass die Schienen 2019 voll erneuert werden. Gleichzeitig werden 30 Lokomotiven und ca. 1.000 Waggons (alles aus China) eingesetzt. Die beförderte Fracht soll dabei von jetzt ca. 1 Mio. Jato auf 3 Mio. Jato 2019 und danach mehr zunehmen. In früheren Zeiten hat diese Eisenbahn schon über 5 Mio. Jato befördert. Für die Wirtschaft der Provinzen Tucumán, Salta und Jujuy ist diese Eisenbahn wesentlich, da die Transportkosten gegenüber dem Lastwagen viel niedriger sind.

			***

			Der landwirtschaftliche Verband “Federación Agraria Argentina” hat auf den Import von Kartoffeln aus Brasilien aufmerksam gemacht. Unlängst ist der erste Lastwagen im Zentralmarkt (bei der Ausfahrstraße nach Ezeiza) eingetroffen. Die Menge, um die es dabei geht, ist unbedeutend; aber es ist ein Signal für die lokalen Produzenten, die dabei die Preise in Grenzen halten müssen.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Bagó & Arcor

			Das Pharmaunternehmen Bagó und der Lebensmittelkonzern Arcor haben ein gemeinsames Programm aufgenommen, das “Simple” benannt wurde und in der Produktion und dem Vertrieb von Produkten besteht, die für die Erhaltung der Gesundheit bestimmt sind und ohne ärztliches Rezept verkauft werden können. Diese Produkte sind auf der einen Seite Nahrungsmittel, aber gleichzeitig Pharmaprodukte. Sie sind nicht dazu bestimmt, bestimmte Krankheiten zu heilen, sondern dazu, sie zu verhüten, durch Zufuhr von Vitaminen, Kalzium, Magnesium u.a.Mineralien, und Stoffen, die für eine gute Ernährung notwendig sind. Beide Firmen blicken hier auf eine jahrelange Forschung zurück, in der sie $ 90 Mio. investiert haben. Zunächst werden diese Produkte über Apotheken vertrieben. Doch in Zukunft kommen auch Supermärkte in Frage. 

			Adecoagro & Sancor

			Das landwirtschaftliche Unternehmen Adecoagro hat eine Offerte für einen Einstieg in die Milchgenossenschaft Sancor, mit Investitionen, vorgelegt. Sancor befindet sich seit längerer Zeit in einer tiefen Krise, und muss verkaufen oder einen kapitalkräftigen Partner aufnehmen. Bisher hatten sich die neuseeländische Fonterra und ein französisches Unternehmen (angeblich Lactalis) für Sancor interessiert, aber es wurde nichts Konkretes erreicht.

			Adecoagro wurde vor 15 Jahren in Argentinien gegründet, und bearbeitet jetzt um die 500.000 ha Land in Argentinien, Brasilien und Uruguay. Außerdem produziert die Firma Zuckerrohr und Ethanol in Brasilien, und in Argentinien handelt es sich um den größten Reisproduzenten. Das Unternehnmen besitzt auch einen großen Milchbetrieb, mit 7.000 Kühen, in Santa Fé. Seit 5 Jahren kotiert Adecoagro seine Aktien an der Börse von New York.

			YPF Energía Eléctrica

			Diese 2013 geschaffene Tochterfirma des Erdölunternehmens YPF hat Ende der Vorwoche ein Kraftwerk von 220 MW in Loma Campana, im Zentrum des Gebietes von Vaca Muerta, in Betrieb genommen, in das es u$s 200 Mio. investiert hat. Das Werk, das dem Verbundnetz angeschlossen wurde, hat den Vorteil, über billiges Gas zu verfügen, das in der Nähe gefördert wird und keine Transportkosten hat. Mit dem Kraftwerk wurden 110 ha mit Pappeln aufgeforstet.

			Dieses Elektrizitätsunternehmen hat jetzt insgesamt eine Kapazität von 1.800 MW, und beabsichtigt 2022 4.000 MW zu errichen, was Investitionen in Höhe von u$s 1,3 Mrd. erfordert.

			IRSA

			Dieses Immobilienunternehmen, kontrolliert von Eduardo Elzstain, das auch Shopping-Centers betreibt, hat die Errichtung eines neuen Handelszentrums in der Stadt La Plata mit einer Investition von u$s 130 Mio. angekündigt. Für das Grundstück von 78.000 qm zahlte IRSA schon u$s 7,5 Mio. Das Projekt schließt auch Wohnungen, Büroräume, Restaurants, ein Kino und ein Hotel ein. Dieses Projekt ist auch eine Folge der Verhaftung des Gewerkschafters Juan Pablo “Pata” Medina, der mit seinen Erpressungen die Kosten der Bauten stark erhöhte. Jetzt sind die Beziehungen mit der Gewerkschaft auch in La Plata normal.

			Pluspetrol

			Das Energieministerium von Neuquén hat den Investitionsplan der Firma Pluspetrol genehmigt, der sich auf Gasförderung im Gebiet von Vaca Muerta bezieht und u$s 616 Mio. umfasst. Es sollen 45 Bohrungen erfolgen, die sehr tief sein werden (ca. 3.000 Meter) und auch besonders schwierig sind, weil es sich nicht um ein konventionelles Lager handelt, sondern um Schiefergas, bei dem das Gas unterirdisch vom Gestein getrennt werden muss.

			ICTSI

			Der Präsident dieses philippinischen Konzerns, der über 30 Häfen auf der Welt betreibt, Enrique Razor, stattete Präsident Mauricio Macri einen Besuch ab, bei dem auch die Gouverneurin María Eugenia Vidal und der Transportminister Guillermo Dietrich anwesend waren. ICTSI hat schon über ihre lokale Filiale TecPlata einen Containerhafen bei La Plata errichtet, der eine Investition von u$s 450 Mio. erforderte, zu denen noch weitere u$s 150 Mio. hinzukommen. Diese Hafenanlage für Container wird die modernste im Land sein. Der Hafen bei La Plata ist für Frachter günstiger als der von Buenos Aires, wobei dort auch eine große Freihandelszone besteht, die erlaubt, die Ware zu lagern und Zölle und Steuern erst bei Lieferung an die Kunden zu zahlen.

			DESA

			Die Firma “Desarrolladora Eléctrica” (DESA) gab bekannt, dass sie u$s 147 Mio. investieren werde, um neue Technologien bei den vier Stromverteilungsunternehmen einzuführen, die sie in der Provinz Buenos Aires betreibt. Auf diese Weise soll die Qualität der Leistung verbessert werden.
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			Die Problematik der argentinischen Auslandsverschuldung 

			Von Juan E. Alemann

			Im Jahr 2017 nahm die gesamte argentinische auswärtige Schuld, des Staates und der Privatwirtschaft, um u$s 51,78 Mrd. auf u$s 232,95 Mrd. zu, was etwa 45% des Bruttoinlandsproduktes (BIP) darstellt. Der Staat hat dabei netto u$s 34,68 Mrd. aufgenommen, die für die Deckung des finanziellen Defizits eingesetzt wurden, aber auch zur Erhöhung der ZB-Reserven beitrugen, die um u$s 14,55 Mrd. zunahmen. Die Aufnahme neuer Schulden hätte somit um diesen Betrag geringer sein können; doch die Regierung, und ganz besonders ZB-Präsident Federico Sturzenegger, vertreten den Standpunkt, dass Argentinien hohe Devisenreserven braucht, um den Wechselkurs verwalten zu können, so dass große Schwankungen, die sehr schädlich sind, ausbleiben, und auch einem Ansturm auf die Reserven begegnet werden kann.

			Von der gesamten Auslandsschuld entfallen 61% auf den Nationalstaat, 8% auf die Zentralbank und 31% auf die Provinzen und private Unternehmen. Der Bundesstaat hat außerdem noch eine hohe interne Schuld, mit der er auf insgesamt u$s 320 Mrd. gelangt, so dass man bei einem BIP von angenommenen u$s 520 Mrd. auf 55% gelangt. Hierzu sei jedoch zunächst bemerkt, dass die BIP-Berechnung in Dollar vom Wechselkurs abhängt, der schwankt und somit die Ermittlung einer genauen Zahl erschwert. Außerdem dürfte das BIP nach unserer Auffassung höher sein. Und schließlich ist ein großer Teil der Schuld innerstaatlich, mit der ZB, der ANSeS (die vornehmlich das Pensionssystem verwaltet und einen Sonderfonds hat, der auch in Staatstiteln investiert wird), der Banco Nación u.a. staatlichen Ämtern. Diese innerstaatliche Schuld ist im Wesen nur eine umständliche Form der staatlichen Buchhaltung, weil Gläubiger und Schuldner schließlich der gleiche Staat sind. Diese Schulden werden automatisch erneuert.

			Wenn man von der Auslandschuld des Staates, von u$s 142,10 Mrd. die Schulden gegenüber der Weltbank, der interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), der Andenköperschaft (CAF) und Staaten abzieht, die langfristig und relativ niedrig verzinst werden, und deren Amortisationsquoten faktisch durch neue Kredite ausgeglichen werden, dann verbleibt ein Betrag von einer Größenordnung von etwas über u$s 100 Mrd., der Banken, Investmentfonds und privaten Anlegern geschuldet wird, wobei sich unter diesen auch viele befinden, die in Argentinien wohnhaft sind, so dass es sich dann, streng genommen, um eine interne Schuld handelt. Die echte Staatsschuld, bei der die Gefahr besteht, dass sie nicht erneuert wird, was ein schwieriges Problem schaffen würde, liegt somit unter 20% des BIP, was in der internationalen Finanzwelt nicht als hoch angesehen wird und somit kein Problem darstellen sollte. Was Sorge bereitet, ist der Rhythmus der Zunahme, der jedoch in der ersten Periode der Macri-Regierung u.a. durch die Regelung der Schuld mit den Holdouts u.a. geerbten Schulden bedingt war.

			Die Regierung will jetzt diese Schuld nicht weiter erhöhen. Finanzminister Luis Caputo erklärte, nach der Unterbringung von Staatstiteln in Höhe von u$s 9 Mrd., die Anfang des Jahres erfolgte, werde der Staat keine weitere Schuld im Ausland aufnehmen. In der Tat wurde schon ein Betrag von umgerechnet u$s 3,5 Mrd. auf dem lokalen Markt untergebracht, zum Teil in Dollar und zum Teil in Pesos. Wir haben schon darauf hingewiesen, dass die argentinischen Sparer einen hohen Betrag in Dollar halten. Bei den Banken haben sie u$s 30 Mrd. auf Sparkonten deponiert, und in Dollarscheinen (in einem Bankfach oder zu Hause) sollen es laut Schätzung der Federal Reserve der USA um die u$s 50 Mrd. sein. Auch wenn der Betrag schließlich geringer wäre, handelt es sich um eine beachtliche Summe. Viele Sparer sind bereit, Staatstitel in Dollar zu zeichnen, zu Zinsen von ca. 3% (also etwa die Hälfte der Zinsen, die für die Unterbringung von Staatsbonds im Ausland gezahlt werden). Für viele besteht jedoch das Problem, dass ihre Bardollar schwarz sind, und bei Zeichnung von Schatzscheinen sichtbar werden. Hier müsste es eine verkappte Weißwaschung geben, indem diese Schatzscheine dem Vermögen des Sparers eingegliedert werden können, ohne bestraft zu werden. Die Dollarverschuldung des Staates auf dem Binnenmarkt hat eine andere wirtschaftliche Bedeutung als auf dem internationalen Finanzmarkt, weil es sich nicht um Auslandsschulden handelt. Hier muss allerdings vermieden werden, dass sie als solche eingestuft wird, weil sie auf Dollar lauten. Damit dies nicht geschieht, muss der Dollar als Zweitwährung in Argentinien legalisiert werden, wie es zur Zeit von Menem als Präsident und mit Cavallo als Wirtschaftsminister schon der Fall war.

			In Zukunft soll die zusätzliche Auslandsverschuldung weitgehend auf den privaten Bereich verlagert werden, als Folge der Einführung des neuen Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit bei Infrastrukturinvestitionen. Dabei verschulden sich zunächst die privaten Partner, die das Objekt auch durchführen, aber der Staat übernimmt die Zahlung der Amortisationsquoten und der Zinsen, so dass diese Schulden im Grunde einen hybriden Charakter haben, also gleichzeitig privat und öffentlich sind. Hier gab es in der Vorwoche eine gute Nachricht: Die interamerikanische Entwicklungsbank hat die Schaffung eines Garantiesystems für diese Schulden angekündigt, was für das PPP-System wesentlich ist. Die Weltbank hatte schon vorher eine Garantie in Aussicht gestellt, sich aber dann nicht weiter geäußert. Die Regierung muss eben einen konkreten Antrag stellen. Ob dies schon eingeleitet wurde, weiß man nicht. 

			Mit der Aufnahme von Schulden im Ausland wird einmal das Defizit der Staatsfinanzen gedeckt und bei Privatunternehmen für Finanzierung gesorgt, nachdem diese auf dem Binnenmarkt spärlich ist. Doch gleichzeitig wird damit das hohe Defizit der Leistungsbilanz gedeckt, das letztes Jahr u$s 30,79 Mrd. erreicht hat. Dieses Defizit setzt sich folgendermaßen zusammen:

			Handelsbilanzdefizit...............$ 8,55 Mrd.

			Defizit der Dienstleistungsbilanz...............$ 6,74 Mrd.

			Zinsen...............$ 8,16 Mrd.

			Gewinnüberweisungen...............$ 7,34 Mrd.

			Das hohe Defizit der Leistungsbilanz, zu dem noch die Kapitalflucht kommt, kann nicht auf Jahre hinaus erhalten werden, weil man gelegentlich, wohl nicht 2018, aber doch in einigen Jahren, an eine Grenze stößt. Die Stimmung in der internationalen Finanzwelt pflegt von einem Tag auf den anderen umzuschwenken, auch wegen Ereignissen, die wenig mit dem finanziellen Thema zu tun haben. Man muss somit schon jetzt eine Politik ausarbeiten und so weit wie möglich in Gang setzen, um dieses Defizit spürbar zu verringern.

			Bei der Dienstleistungsbilanz fallen besonders die Auslandsreisen ins Gewicht, die um die u$s 10 Mrd. an Flugtickets und (geschätzten) Ausgaben ausgemacht haben. Das wird nur zum Teil durch lokale Ausgaben von einreisenden Touristen u.a. ausgeglichen.

			Bei Zinsen wird die Belastung im Jahr 2018 indessen wegen der gestiegenen Auslandschuld höher als 2017 sein. Bei den Dienstleistungen kann kaum eine wesentliche Besserung erreicht werden, auch wenn für 2018 mit mehr einreisenden Touristen als im Vorjahr gerechnet wird. 

			Die Gewinnüberweisungen dürften nach der jüngsten Steuerreform niedriger ausfallen, weil der Gewinn der Aktiengesellschaften jetzt mit 25% statt bisher 35% besteuert wird, aber bei abgezogenen Gewinnen nach wie vor 35% anfallen. Die Einbehaltung von Gewinnen wird somit angespornt. Ohnehin haben viele Unternehmen in ausländischem Besitz einen hohen Investitionsbedarf, der finanzielle Mittel erfordert, die an erster Stelle aus einbehaltenen Gewinnen stammen.

			Es besteht bei dieser Analyse kein Zweifel, dass an erster Stelle das Defizit der Handelsbilanz stark verringert werden muss. Wenn nichts in diesem Sinn getan wird, wird es schließlich durch die Wirkung einer tiefen Rezession verringert, wie es schon mehrmals der Fall war. Doch gerade das soll jetzt vermieden werden, mit einer Politik, die sich ein langfristiges Wachstum des BIP von 2% bis 3% pro Jahr zum Ziel gesetzt hat. 

			Die Regierung hat dabei von Anfang an eine spürbare Erhöhung der Exporte erwartet, die jedoch nicht eingetreten ist. Und für dieses Jahr sind die Aussichten in dieser Beziehung düster, wegen der Dürre, die auch bei Berücksichtigung höherer Preise eine Einbusse von gut u$s 3 Mrd. beim Export herbeiführen wird. 

			Die Importe verbleiben dabei auf einem hohen Niveau und drohen noch weiter zu steigen. Das ist eine Folge des zurückgebliebenen Wechselkurses und der BIP-Zunahme. Um den Import zu beschränken, wie es unerlässlich ist, müssen Einfuhren von Konsumgütern u.a. Produkten, die auch lokal erzeugt werden, kontingentiert werden. Doch dies wird innerhalb der Regierung vorerst nicht einmal als Möglichkeit erwogen, und die Unternehmer, die mit dem Kabinettschef gesprochen haben, und auch die, die sonst mit Ministern Kontakt haben, erwähnen das Thema auch nicht. Ist sich niemand der kritischen Lage der Leistungsbilanz bewusst? Wenn das Thema nicht rechtzeitig angegangen wird, kommt es schließlich zu einem bösen Erwachen.
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			Die Welthandelsordnung, Trump und Argentinien

			Von Juan E. Alemann

			US-Präsident Donald Trump hat einen Zollsatz von 25% auf Stahl und 10% auf Aluminium angekündigt, was den Welthandel stört, aber keine Regeln der Welthandelsorganisation (WTO) verletzt. Dass dieser Zoll nicht für die NAFTA-Partner Kanada und Mexiko gilt, ist formell auch in Ordnung, weil hier ein Freihandelsabkommen besteht, das Zölle für den Handel zwischen den Partnern abschafft. Doch dass jetzt Argentinien ausgenommen wurde, und auch die Rede davon ist, die Europäische Union ganz oder teilweise auszunehmen, stellt eine offene Verletzung der Regeln der WTO dar, die keine Diskriminierung vorsehen, an die sowohl die USA, wie die EU und auch Argentinien gebunden sind. Es sei den, die Ausnahme ist zeitlich beschränkt, was auch erwähnt wurde. 

			Die WTO steckt in einer tiefen Krise, nachdem die 2001 eingeleitete DOHA-Runde, die eine weitgehende Liberalisierung anstrebte, kläglich gescheitert ist. Die meisten Länder haben zwar eine grundsätzlich positive Einstellung zur Liberalisierung des Außenhandels, setzen ihr jedoch Grenzen. Ebenfalls sind die zahlreichen Freihandelsabkommen, die inzwischen abgeschlossen wurden, auch Ausnahmen der Regeln der WTO, die diesen jedoch widersprechen. Es sollte eine einheitliche Welthandelsordnung für alle geben, ohne Ausnahmen. Und schließlich umgehen viele Staaten die WTO-Regeln mit allerlei Tricks, u.a. direkte und verkappte Subventionen für landwirtschaftliche Produkte. Dass z.B. Japan den Reisimport streng kontingentiert, verstößt offen gegen die WTO-Regelung. China, wo der Staat auch beim Außenhandel stark mitmischt, interpretiert die WTO-Regeln auf ihre Weise. Und auch die EU und die USA nehmen es nicht so genau.

			Gegenwärtig bestehen in der Welt bedeutende Überkapazitäten bei Stahl, Aluminium, Automobilen, Textilien und vielen anderen Produkten. Die Produktion kann hier sofort und ohne zusätzliche Investitionen stark erhöht werden. Das führt zu harter Konkurrenz und spornt Dumping-Manöver an, die gelegentlich verkappt sind und somit nicht als solche behandelt werden können. Bei zusätzlicher Produktion können Grenzkosten berechnet werden, was niedrigere Preise erlaubt, die auch gewinnbringend sind.

			Die USA exportieren und importieren Stahl und Stahlprodukte, sind per Saldo jedoch Nettoimporteure. Die großen Stahlwerke der USA, wie United Steel, sind technologisch hinter anderen auf der Welt zurückgeblieben und haben höhere Kosten. Dennoch ist die US-Regierung begreiflicherweise nicht bereit, diese Industrie zu opfern, wie sie es seinerzeit zum Teil mit der Automobilindustrie getan hat, die um die Hälfte des US-Markes an ausländische Lieferanten (besonders japanische, aber auch deutsche) abgegeben hat. Das Thema steht in den USA auch im Zusammenhang mit dem hohen Handelsbilanzdefizit, das Trump mit Recht als Gefahr empfindet und begreiflicherweise verringern will. In diesem Sinn kündigte er in der Vorwoche Sonderzölle auf chinesische Produkte an, die in Höhe von u$s 60 Mrd. jährlich importiert werden. Diese diskriminierende Sonderbehandlung verstößt auch gegen die WTO-Regeln.

			Die US-Regierung hat bisher den Stahlimport faktisch begrenzt: wenn der Importeur Preise festsetzte, die stark unter denen der lokalen Bieter lagen, wurde sofort ein Dumpingverfahren eingeleitet, das kompliziert und für den Angeklagten sehr teuer ist. Ein Anwalt, der sich auf diesem Gebiet auskennt, fordert ein Honorar von u$s 1200 pro Stunde. Somit haben die Importeure eben höhere Preise bei ihren Importen festgesetzt und sich zum Ziel gesetzt, die Differenz zwischen Verbrauch und lokaler Produktion zu decken, aber diese nicht zu verdrängen. Doch China hält sich nicht an diese Regel, und das will Trump jetzt mit höheren Zöllen verhindern. 

			Präsident Trump steht jetzt vor einem Problem, nachdem die EU unterschwellig mit Vergeltungsmaßnahmen droht. Doch wenn der hohe Zoll auch nicht für die EU gilt, dann verbleiben nur China und eventuell andere asiatische Staaten, womit die Diskriminierung noch krasser auftritt. Ebenfalls kann der erhöhte Zollsatz für Stahl und Aluminium zu einer internen Preiserhöhung dieser Produkte führen, was sich auf die Konkurrenzfähigkeit vieler Produkte auswirkt, die Stahl und Aluminium als Rohstoff verwenden. Schließlich erlaubt dieser Zollsatz dann Kanada und Mexiko, und jetzt auch Argentinien, zu einem höheren Preis zu liefern, weil sie eine Zolldifferenz gegenüber anderen Lieferanten genießen. Trump, der oft redet, bevor er denkt, hat jetzt gemerkt, dass das Thema komplizierter ist, als er dachte. Er stellte schließlich die Möglichkeit in Aussicht, die Zölle durch Kontingente zu ersetzen. Doch diese sind prinzipiell im Regelwerk der WTO nicht vorgesehen und werden nur als Ausnahme und zeitlich befristet zugelassen. 

			Die USA haben indessen schon faktisch Kontingente in konkreten Fällen eingeführt. Als die japanischen Automobile massiv in die Vereinigten Staaten eindrangen, hat die US-Regierung der japanischen nahegelegt, den Import von Kfz auf eine bestimmte Menge zu begrenzen, und das hat Japan auch eingehalten, obwohl es keine gesetzliche Norm gab, die dies verfügte. Ebenfalls bestehen in den USA Quoten für Rindfleisch, Käse u.a. Produkte. Und auch sonst in der Welt gibt es überall direkte oder verkappte Kontingente. Die EU will jetzt beim Freihandelsabkommen, das mit dem Mercosur ausgehandelt wird, den Import von Rindfleisch quantitativ begrenzen. Ohnehin bestehen schon zwei Rindfleischquoten, die Hilton-Quote und die Sonderquote für Qualitätsfleisch.

			Es ist wirklich an der Zeit, eine neue Verhandlungsrunde der WTO aufzunehmen, in der die Probleme aufgeworfen werden, die der Welthandel jetzt stellt. Importkontingente müssen prinzipiell zugelassen werden. Allein um Willkürlichkeit zu vermeiden, müssen genaue Regeln festgesetzt werden. Dieses Problem betrifft auch Argentinien, das den überhöhten Import vieler Produkte rein zahlungbilanzmäßig nicht verträgt. 

			Nachdem Präsident Mauricio Macri so gute persönliche Beziehungen zu Donald Trump unterhält, was ihm auch erlaubt hat, das Stahl- und Aluminiumproblem telefonisch vorzubringen, sollte er ihn auch für eine Reform der Regeln der WTO im oben erwähnten Sinn gewinnen. Wenn ein Land wie Argentinien, das einen sehr geringen Anteil am Welthandel hat, so etwas bei der WTO fordert, geschieht wahrscheinlich nicht viel. Die USA hingegen sind beim Welthandel maßgebend und ihre Initiativen müssen somit von der WTO berücksichtigt werden. Wenn Trump einseitig Maßnahmen verfügt, die andere Länder schädigen, so wird das als Provokation aufgefasst und hat eventuell auch unerwünschte politische Konsequenzen. Wenn die USA hingegen im Rahmen der WTO verhandeln, ist der Fall ganz anders.

			 

			 

		

	